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An die Stadt Bochum wird folgender Antrag gem. ;
„Einhaltung KlimaNotStand“ ;

gerichtet: ;
(1) Ausgangslage

;
£ ..Der Rat der Stadt Bochum hat am 6. Juni 2019 der Resolution diverser Ratsfia%ktionen ZUEÖEEFP‘Q“3_Q„QT {;A ;

Klimanotstandes zugestimmt. Hierin heißt es nunmehr 11. a. in Satz 2: """""""""""""" %

„Resolution des Rates der Stadt Bochum in der Sitzung am 6. Jun12019 zur Ausrufung des
Climate Emergency

. .. Die Kommune erklärt den Climate Emergency und anérkennt damit die Eindämmung desKlimawandels und seiner schwerwiegenden Folgen als Aufgabe höchster Prion'tät:

1. ‘Die Kommune wird die Auswirkungen auf das Klima sowie die ökologische, gesellschaftliche
und ökonomische Nachhaltigkeit bei jeglichen davon betroffenen Entscheidungen
berücksichtigen und wenn immer möglich jene Entscheidungen prioritär behandeln, we10he denKlimawandel oder dessen Folgen abschwächen.

2. Die Kommune orientiert sich fiir zukünfiige Maßnahmen zur Bekämpfung des Klimawandels anden Berichten“ des Intergovernmental Panel on Climate Change (IPCC), insbesondere im
Bezug auf Investitionen zur Reduktion von Treibhausgas-Emissionen. . .“

Infolgeähnlicher Vorgehensweisen in vielen anderen Kommunen Deutschlands hat zwischenzeitlich eineDiskussion über die rechtlichen Auswirkungen insbesondere von Ratsbeschlüssen begonnen, in dervielfach derbloße „Politische Charakter“ solcher Erklärungen und damit deren rechtliche
Unverbindlichkeit für das Verwalflmgshandeln und auch die Bürgerinnen und Bürger betont wird.

Hierzu äußert sich auch die Stadt Bochum, die auf ihrer Website klar stellt:
„ Der Begriff„ Klimanotsland" beZiehungsweise „ Climaze Emergency" ist symbolixch zu verstehen undsoll keinejuristische Grundlagefür die Ableitung von Notslandsmaßnahmen sein. “
( 11ttns:)’;’www.bochum.de/Pressemeldungen/6-Juni-ZO19/Stadt-Bochum—erklaert-den—Klimanotstand )Andere Stimmen differenzieren insoweit zunehmend und messen entsprechenden Ratsbeschlüssenjedenfalls Bindungswirkung fiir das Verwaltungshandeln zu, sofern konkrete Vorgaben in ihnenenthalten sind und die Aufgaben— und Regelungskompetenz einer Kommune nicht überschritten wird.Lediglich „Notstandsmaßnahmen“ seien ausgeschlossen.

Der oben zitierte Ratsbeschluss enthält indes auch konkrete Vorgaben und erschöpft sich nicht in bloßenallgemeinen Aussagen zum Klimawandel oder in Aufforderungen an Dritte, tätig zu werden. ZurrechtliChen Verbindlichkeit jedenfalls dieser Vorgaben konnten weder städtische Verwaltung noch lokalepolitische Vertreter bislang zufliedenstellenden Aussage machen.

Dabei hat der Rat der Stadt Bochum in der Sitzung am 06.06.2019 aufDünglichkeitsantzag der CDUzum "Klimaschutz in Bochum" [Vorlage 20191695, TOP 2.9) mehrheitlich beschlossen:

"Der Klimaschutz ist eine globale Anforderung an das Handein der Verwaltung. Bei allenEntscheidwzgen, die einer Bezirkwertretung, einem Ausschuss oder dem Rat vorgelegt werden,
soll die Verwaltung künfi‘r'g neben denfiskalischen undpersonellen Auswirkungen auch die
Klimarelevanz explizit darstellen, um damif die Berücksichtigung des Klimaschutzes bei denEntscheidungen zu ermöglichen."
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Dieser fiir den Klimanotstand in Bochum richtungsweisende Beschluss ist in der Resolution nicht
aufgenommen worden".

Zur Vermeidung des Eindrucks einer reinen Symbolpo1itik sowie zur Klärung der Rechtsverbindlichkeit
der oben zitierten, konkreten Vorgaben fiir alle Beteiligten soll deshalb fiir Bochum Klarheit geschaffenwerden.

(2) Anregungen: .
1. Der Rat der Stadt Bochum bekräftigt den oben genannten Beschluss vom 06. Juni 2019 und

betont die Klimaverantwortung der Stadt Bochum durch eine redaktionelle Ergänzung der
Resolution zum Klimanotstand (Vorlage 20191696), indem der Hinweis aufgenommen wird:

„lokale Entscheidungen haben nicht nur Auswirkungen auf das regionale Klima, sondern in
ihrer globalen Summe auch Auswirkungen auf das globale Klima“.

2. Der Rat der Stadt Bochum stellt klar, dass sich der Begriff "Symbolischer Akt" aus der Fußnote 2
der Resolution (Vorlage 20191696) sich led1'glich darauf bezieht, dass der ausgemfene
Klimanotstand keine juristische Grundlage fiir die Ausrufung von Notstandsmaßnahmen ist.

Der Rat der Stadt Bochum erklärt, dass der erste Punkt der Resolution (Vorlage 20191696)
"Die Kommune wird die Auswirkungen aufdas Klima sowie die ökologische gesellschcgfilr'che und
Ökonomische Nachhaltigkeit beijeglz’chen davon betrojj'”enen Entscheidungen berücksichtigen und
wenn immer mäglichjene Entscheidungenprioritär behandeln, welche den Klimawandel oder
dessen Folgen abschwächen.“

.
für das Handeln der Stadtverwaltung, des Rates‚ dessen Ausschüssen und Bezirksvertretungen
rechtliche Verbindlichkeit besitzt und entsprechend des ebenfalls in der Sitzung des Rats vom
06.06.2019 unter TOP 2.9 gefassten Beschlusses zum "Klimaschutz in Bochum" (Vor1age
20191695) umzusetzen ist.

U
)

4. Der Rat der Stadt Bochum fordert die Venvaltung der Stadt auf, zur Umsetzung des Beschlusses
des Rates zum „Klimaschutz in Bochum“ vom 06.06.2019 (Vorlage 20191695) das von ihr
verwaltimgsseitig entwickelte Darstellungsformat der klimarelevanten Auswirkungen innerhalb
von Entscheidungworlagen für Rat, Ausschüsse und Bezirksvertretungen dem Rat in seiner '
nächsten Sitzung vorzustellen, damit der Rat diwes auf seine Geeignetheit zur formalen und
inhaltlichen Darstellung der klimarelevanten Auswirkungen vor Ort und fiir Bochum überprüfen
und in der nächstmögiichen Sitzung über die Nutzung des 1n'fonnationsfonnats beschließen kann.

5. Der Rat der Stadt Bochum beauftragt die Verwalttmg, den Text der Resolution sowie die
ergänzende Handlungsanweisung des Beschlusses zum "Klimaschutz in Bochum" (Vorlage
20191695) auf der Internetpräsenz bochum.de unter dem Suchbegriffen „Klimanotstand“ und
"Klimaschutz" öffentlich zugänglich zu machen.

Wir bitten, über diese fünfAnregungen
jeweils

gesondert zu beraten und abzustimmen.
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(3) Begründung *

Zur ]. Anregung

Zwei extreme Hitzesofnmer seit 2019 und die massiven Überschwemmungen der letzten Wochen,
hervorgerufen durch beispiellose lokale Starkregenereignisse, beweisen, dass der Umgang mit den
Auswirkungen des Klimawandels in Bochum das politische Handeln noch unmittelbarer und konkreter
bestimmen muss.

Die Summe der global verteilten Hochwasserereignisse, Wetterextreme und Waldbrände muss aufrütteln
und die Bereitschafi tördem, klimarelevante Eingriffe — gleich ob auf kommunaler/regionaler, nationaler
oder internationaler Ebene - nur mit großer Besonnenheit vorzu'nehmen.

Kommunale Investitionen, Beteiligungen und Baumaßnahmen haben dabei in Welschichtiger Weise und
in unterschiedlicher Ausprägung Auswirknmgen aufdas regionale und in Summe auch auf das globale
Klima

Die 0. g. Resolution des Stadtrates selbst stellt fest: " Es brauchtjetzt aufkommunaler, regionaler,
nationaler und internationaler Ebene grißige AMaßnahmen; um dieser drohenden Katastrophe
enfgegenzuwirken. Die aktuellen Pläne und Maßnahmen reichen nicht aus, um die Erwärmung bis 2050
aufdie angestrebten I,.5‘°C zu begrenzen. Deshalb isi esjetzt wichtiger dennje schnell zu handeln!"

Dabei müssen jedoch auch die klimatischen Auswirkungen (insbesondere lokaler Bauvorhaben) künftig
abgewogen und in dem Bewusstsein getroffen werden‚ dass sie - als Baüstein und im Zusammenwirken
mit extemen, unmittelbar nicht beeinflussbaren Faktoren — überörtliche bis hin 2“. globalen
Auswirkungen haben. V

Jüngstes Negativ-Beispie] fiir das Fehlen einer entsprechenden Einsicht ist, insbesondere vor dem
Hintergrund der massiven Überschwemmungen "Am Ruhrort" in Dahlhausen, die Bewertung der
Klimafunktion sowie der fiberschwemmungsgefahr der Planfläche zmn B—Plan 997 sowie deren
Nachbarschaft.

Im Abschnitt ,,Klz'maanpassungskonzept“ versus „Hana'lurzgskorzzept Wohnen Bochum“ des
Umweltberichts zum B—Plan 997 "Am Ruhmrt" (Anlage 4, Seite 39 / htt1;sr//www.o-
sn.de/download/‘bochum’305560 ) heißt es u.a. lapidar: “Klimaschutz ist eine globale Aufgabe. Die
Wirkungen einer Bauleitplanung sind demgegenüber —— von Ausnahmen abgesehen — lokal. ‘Maßnahmen‚
die dort zum Klimaschutz gefrcflen werden, haben in der Regel allenfalls geringe Efi%kt3,' weitergehende
Wirkungen können allerdings Synergieeflékte einer möglichstflächendeckena'en Ve;folgung van
Klimaschutzzielen in der Bauleitplanung haben. "

Eine solche eher beschwichtigencie Sichtweise der Dinge dürfte fiir die Zukunftsgéstaltung des Klimas
kaum ausreichend sein.

Die Bekräftigung der bestehenden Resolution und der neu aufzunehmende Zusatz betonen demgegenüber
vorhandenes Bewusstsein und Verantwortung der Stadt fiir ihr Handeln im Hinblick auf dessen umwelt—
und klimarelevanten Auswirkungen auch jenseits der Stad_tgremen und im globalen Zusammenhang.
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Zur 2. und 3. Anregung

Schon im November 2019 wurde Rathaussprecher Peter van Dyk in "Zeit—Online" zitiert, das Ausruan
des Klimanotstandes sei ein "symbolischer Akt der Selbytverpflichturzg": "Es gibt keine städtisché
Planung mehr, bei der wir nicht schauen, was wir tun können, um das Klima zu schützen." Zugleich sei
Klimaschutz aber ein Faktor von vielen. “Es gibt natürlich auch andere Parameter, die in
Planungsprqzessen berücksichtigt werden müssen. Da wären zum Beispiel die Firmnzen‚. Projekte
müssen eben auch bezahlbar sein. " Es gehe aber darum, ‚Haltung zu zeigen und Farbe zu bekennen."
htms://www.zeit.deivo]itik/deutschlandl20 [ 9-1 '] !kommunalnolitik-klimaschutz-prioritacteu- '
klimanotstand?utm referre1=https%3A%2F%2Fsuche.Web.de%2F.

Dahinter qualitativ zurückstehend stuft die Stadtverwaltung die Resolution zum Klimanotstand derzeit
als bloß ".symboiz'schen Akt" ein Dies leitet sie aus der Fußnote 2 der o. g. Resolution ab, in der es
wörtlich heißt: "Die Begriff «Climate Emergency» resp. «Klimanotstand» sind symbolisch zu verstehen '
und sollen keinejuristische Grundlagefür die Ableitung von Notstandsmaßnahmen sein. "

Auch nach dem Urteil zum Klimaschutzgesetz des Bundesverfassungsgerichts vom 30.04.2021 bleibt die
Verwalümg z. B. in der aktuellen Fassung des Umweltberichts der Verwaltung zum B-Plan 997 "Am
Ruhrort" (Anlage 4, Seite 39 /
httns:”www.0—sD.defdownloadlbochum/305560) bei dieser Einstufung.

Zur Einordnung des Klimanotstands als bloß "symbolischem Akt" haben die Bochumer Ratsfraktionen
bislang nicht ausdrücklich Stellung bezogen.

Die Verwaltung stellt sich damit zunächst einmal undifferenziert gegen die Erklärung des
Umweltbundasamts, wonach ein Ratsbeschluss „exekutiven Charakter (erhält), wenn er von Parlamenten
(Stadträten‚ Landtagen, etc.) verabschiedet wird. Eine solche En!scheidung markiert eine
Gefährdungssituatz'on und dringenden Handlungsbedarfaufderjeweiligen Venvaltungsebene. “
( siehe Umweltbundesamt -
https:l/www.umweltbundesamt.de/themenx'klima—energie/klimafolaen—annassune/annassung—an-den—
k]imawandel/anpassung-auf—kommunaler-ebene/"deutsche—kommunen—rufen—den-k]imanotstand-
aus#undefined ).

Auch andere Stimmen messen entsprechenderi Ratsbeschlüssen jedenfalls Bindungswirkung fiir das
Verwaltungshändeln zu, sofern konkrete Vorgaben in ihnen enthalten sind und die Aufgaben- und
Regelungskompetenz einer Kommune nicht überschn'tten wird. Lediglich „Notstandsmaßnahmen“ seien
ausgeschlossen.

Vor1i egend geht es nicht um die Regelung etwaiger nicht konkret definierter und verfassungsrechtlich
problematischer "Notstandsmaßnahmen" —— bereits die Resolution enthält konkrete Handlungsauflräge:
"Die Kommune wird die Auswirkungen aufdas Klima sowie die ökologische, gesellschafi‘lz'che und
ökonomische Nachhaltigkeit beijeglichen davon betroflenen Entscheidungen berücksichtigen und wenn
immer möglichjene Entscheidungen prioritär behandeln, welche den Klimawandel oder dessen F01gen
abschwächen. "
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Bereits diese Handlungsaufträge jedenfalls besitzen die erforderliche sprachliche Verbindlichkeit ("wird
berücksichtigen"), die ein Handlungsauflrag beinhalten muss. Rechtliche V0rschrifien, gegen die

dieser Handlungsauftrag als solcher verstoßen könnte, sind nicht ersichtlich.

Der Rat der Stadt Bochum hat diesen Handlungsauftzrag mit seinem Beschluss zum "Klimaschutz iin
Bochum" noch dähingehend ergänzt, dass "bei allen Entscheidungen, die einer Bezirksvertretung, einem
Ausschuss oder dem Rat vorgelegt werden, (...) die Verwaltung künfiig neben den fiskalischen und
personellen Auswirkungen auch die Klimarelevanz explizit darstellen" soll, "um damit die
Berücksichtigung des Klimaséhutzes bei den Entscheidungen zu ermöglichen“.

Damit hat der Rat der Verwaltung bereits Vorgaben dazu gemacht, wie der Handlungsaufirag
auszuführen ist.

Da sich die Stadtverwaltung durch die in Rede stehende Resolution und den Ergänzungsbeschlusss
ausdrücklich nicht gebunden sieht, erscheint es notwendig, dass der Rat die Rechtsverbindlichkeit seines
Handlungsauftrages bestätigt und die Verwaltung auffordert, im Sinne der Umsetzung bzw.
Praktikabilität des Handlungsauflrages geeignete Beurteilungs- und Entscheidungsmaßstäbe zu
entwickeln.

Zur 4. Anregung

Die Anregung konkretisiert den schon am 06.06.2019 mit großer Mehrheit gefassten Beschluss des Rates
zum „Kh'maschufz in Bochum“ , nach dem "bei allen Entscheidungen, die einer Bezirksvertrelung, einem
Ausschuss oder dem Rat vorgelegt werden, (..) die Verwaltung künffig neben denfiskalz'schen und
personellen Auswirkungen auch die Klimarelevanz explizit darsrellen (soll), um damit die
Berücksichtigung des Klimaschufzes bei den Entscheidungen zu ermöglichen“.

Nach hiefvorliegendeh Informationen hat die Verwalng offenbar einen 'Klimacheck Bochum',
vorbereitet, der ab diesem Monat zum Einsatz kommen soll.

Hierzu soll es zunächst einen Workshop fiir die Mitarbeitenden geben‚ danach eine Information in der
Politik.

Der Klimacheck soll über ein Excel—Tool mit entsprechenden Fragestellungen den Fachämtern
erleichtern, die Außwirkungen derjeweiligen Vorlagen auf Klimafiagen abzuklären und darzustellen.
Der Informationsbedarfin den unterschiedlichen Fachämtem Wird dabei offenbar als sehr unterschiedlich
eingeschätzt, weil sehr viele Mitarbeitende mit diesen Fragen‘bisher nicht konfrontiert Waren — es geht *
also auch um eine langfiistige Sensibilisierung.

Da die Aktivitäten sowie die Maßnahmen und Projekte regelmäßig aus verschiedenen Ämtern der Stadt
Bochum (Tiefbauamt, Umwelt und Grünflächenaxnt, Amt fiir Stadtplanung und Wohnen u. w. 111.) bzw.
den Beteiligungsgesellschaften (Stadtwerke, USB, VBVV) stammen und fiir die Beteiligten Klimaschutz
und die Klimaanpassung nicht immer den fachlichen Schwerpunkt bilden‚ kann eine solche,
verwalhmgsseitig allen Beteiligten zur Verfiigung stehende Darstellung in der Tat fiir klimatische
Auswirkungen sensibilisieren und eine dauerhafte verwa]tungsseitigé Steuerungshilfe fiir aktuelles und
zukünftige Handeln bieten.
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Hierbei handelt es sich allerdings zunächst um eine — insoweit beg1üßenswerte - verwaltungsinteme
Maßnahme.

Der 0. g. Beschluss des Rates zielt demgegenüber darauf ab, eigene Beschlüsse vorzubereiten und dient
damit der Sicherung seiner Rechte. Den Umfang und die Ferm der Information legt der Rat unter diesem
Aspekt selbst fest.

Unter diesem Gesichtspunkt sollte das Infomationsfonnat anlässlich seiner Einfifluung auch dem Rat
(und damit der Öffent1ichkeit) vorgestellt und mit diesem formal abg%tirmnt werden.

Diese Vorgehensweise hätte zudem zur Folge‚ dass die Durchführung der o.g. Klimaresolution
("Klimapriorisierung") Politik seitig dauerhaft überprüft werden kann.

Dies erscheint aber angesichts der im Bebauungsplanverfahren "Am Ruhrort" seitens der Verwaltung nur
unzureichend erfolgten Darstellung der zu erwartenden Klimaauswirkungen erforderlich. Die Darstellung
der Klimarelevanz kann den Abwägungsprozess, der einer Ratsentscheidung vorausgeht, nämlich
erheblich beeinflussen.

zur 5. Anregung

Der Text der Resolution ist bisher auf der stadteigenen Website bbchum.de nur als Anhang zu einer
Pressemitteilung vom 06,06.2019 zu finden. Der Text des ebenfalls in der Sitzung vom 06.06.2019
gefassten Beschlusses zum „Klimaschutz in Bochum“ (Vorlage: 20191695) mit seinen Vorgaben zur
Ausführung des erteilten Handlungsauftrags ist bisher in der Resolution in keiner Weise eingebunden
und findet sich nur im Ratsinformationssystem nach aufwendiger Recherche.

Der Beschluss zur Vorlage 20191695 stellt eine wesentliche Ergänzung der Resolution dar, betrifft er
doch die Umsetzung der Resolution in der Ve1wa]tungspraxis.

Der Text der Resolution muss gemeinsam mit dem Text des Ratsbeschlusses zur Vorlage: 20191695 zum
"Klimaschutz in Bochum" unter den Suchbegriffen „Klimanotstand“ und "Klimaschutz" auf bochum.de
auffindbar sein. Nur dann kann die stadteigene Website ihre erklärte Informationsfimktion erfiillen.
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(4) Antragsteller

Dieser Antrag wird von folgenden Initiativen eingereicht:

Bochumer Klimaschutzbündnis ». £ -*"
gez. Dr. Ingo Franke”, Thomas Biedassek“ /„,g) %Q/i &// /; %vjfiW

I,'

 

  

n

Netzwerk fiir Bürgernahe Stadtentwicklung ;? -gez. Wolfgang Czapracki-Mohxfl1aupt“, Andrea Wirtz“ . _ V \/ ./ l\/ ”_ <;_ä‚ „j., r.l}q .:. A\j'i
; \J\_ (: ‘ '

l '

!,ErnährungsratflilssBo
} %bé£// 3gez.Gabn'ele Mohnhaupt“‚Sofia Zeisig‘>fi'gch;_geugkf ( j _ _ _

LSCÄ;4\ (?€M‘XJ>

Stadt für Alle

gez. Rainer Midlaszewski“

 
Fridays for Future
gez. Joris Scholl“

 
XR{Extinction Rebellion)
gez. Dr. Dagmar Engels“, Uwe Götz *)

 

*) Mir ist bekannt, dass mein Name und Vorname in dieser Angelegenheit in öffentlichen Vorlagen für diepolitischen Gremien der Stadt Bochum bekannt gegeben wird sowie diese Voriagen im Ratsinformations-system der Stadt Bochum dauerhaft und für die A|!gemeinheit im Internet abrufbar hinteriegt Werden.Diese Zustimmung ist freiwillig und kann von mirjederzéit ohne Angaben von Gründen mit Wirkung für dieZukunft widerrufen werden.
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